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Erhebung einer Vermodgensabgabe,
Einfthrung des Tabakmonopols.
Erweiterung des Alkoholmonopols.
Beibshaltung des Getreidemonopols.
Einfiithrung von Rohstoffmonopolen.
Beschrinkung der Militdrausgaben.

Alle diese Vorschlidge sind von den biirgerlichen
Parteien und grossenteils auch vom DBundesrat abge-
lehnt worden.

Wir erinnern weiter an unsere Antrige zur Genue-
ser Konferenz, die wir Thnen mit Schreiben vom 18.
Mirz 1922 unterbreiteten. In jenem Schreiben ersuch-
ten wir den Bundesrat, alle Bestrebungen zu unterstiit-
zen, die den Wiederaufbau der europiischen Wirtschaft
auf einer soliden Grundlage ermdglichen, den Kriegs-
gefahren begegnen und die Abriistung fordern. Wir
brachten  inshesondere die Anstrebung einer europii-
schen Zollunion in Vorschlag zur Verbilligung der Wa-
renpreise, zur Erleichterung des Handelsverkehrs und
zur Beseitigung der Konflikte zwischen den Volkern.

Diese Vorschlige sind nicht nur die unsernm, sie
sind diejenigen des Internationalen Gewerkschaftsbun-
des, dem wir angehoren. Es ist uns nicht bekannt ge-
worden, dass die Delegation des Bundesrates an der
Konferenz in Genua in diesem Sinne tétig war, noch
weniger, dass der Bundesrat eine dahinzielende Politik
kraftvoll gefordert hitte, Wir sind aber davon iiber-
zeugt, dass eine solche Stellungnahme in vielen Lén-
dern lebhaft begriisst worden wire und dass sich die
Schweiz damit um die friedliche Zusammenarbeit deér
Volker grosse Verdienste erworben hitte.

Der Internationale Gewerkschaftsbund hat erst im
Juni 1925 seine Stellungnahme zum Problem der Zoll-
politik in einer Resolution niedergelegt. Diese lautet
wie folgt: ,

«Der Internationale Gewerkschaftsbund in Amster-
- dam stellt fest, dass in der Nachkriegszeit in allen ecu-
ropiischen Lindern in steigendem Masse eine protek-
tionistische Handelspolitik getrieben wird, die die Vol-
ker gegencinander abschliesst, statt sie zu einen. Nicht
nur die jungen Nachkriegsstaaten, sondern auch alte

Freihandelslinder sind von diesem Streben erfasst wor-:

den. Hiergegen erhebt der Internationale Gewerk-
schaftsbund zu Amsterdam seine warnende Stimme und
ruft die gewerkschaftlichen Landeszentralen seines
Bundes hierdurch auf, in allen Lindern die die Volker
belastende Schutzzollpolitik zu bekimpfen, die Vermeh-
rung der Arbeitslosigkeit und Verteuerung der Lebens-
baltung mit sich fiihrt, und sich energisch dafiir ein-
zusetzen, dass ein allgemeiner Abbau der Zolle einge-
leitet wird, mit dem Ziel, einen einheitlichen Wirt-
schaftsverband zu schaffen, der die Aufgabe hat, die
internationale Verteilung der Rohstoffe' zu sichern und
der den freien Zugang zu allen Mirkten der Welt si-
chert und damit jede illoyale Konkurrenz zwischen aen
Nationen durch Schwitzsystem oder Dumping unmog-
lich macht.»

In dieser Resolution ist auch unsere Stellungnahme
zur Zoll- und Handelspolitik umschrieben. Wir stellen
zudem fest, dass die organisierte Arbeiterschaft iiber-
all auf diesem Boden steht und die verderbliche Schutz-
zollpolitik bekdmpft. Dies wurde inshesondere offen-
bar bei den parlamentarischen Debatten in England
und in Deutschland. Unter diesen Umstédnden wiirde es
uns schlecht anstehen, unsere Zustimmung zu einem
Verfahren zu geben, das scheinbar ein Druckmittel
zur Erlangung giinstiger Handelsvertrige ist, das sich
aber bei nidherem Zusehen als ein Pfeil erweist, der
auf den Schiitzen zuriickprallt.

‘Wir lehnen die Zoll- und Handelspolitik des Bun-
desrates, der Landwirtschaft und eines Teiles des Ge-
werbes ab. Wir iiberbinden die Verantwortung fiir eine

solche Politik dem Bundesrat. Wir verwahren uns auch
dagegen, dass der Bundesrat unter einseitiger Darstel-
lung der Verhiltnisse auf das eidgendssische Personal
einen unzuléssigen Druck ausiibt, wie es schon anliiss-
lich der Abstimmung iiber die Zollinitiative geschehen
ist.

Im Interesse des Grossteils des Schweizervolkes ap-
pellieren wir an die Bundesbehorden, von ihren ver-
derhlichen Plinen abzustehen und sich auf den Boden
solcher handelspolitischer Grundsitze zu stellen, die
der Forderung des Friedens, der Freiheit und des
Wohlstandes aller Viélker dienen.

Mit vorziiglicher Hochachtung
Der Priisident: Der Sekretdv:»
<z

Die Arbeiterorganisationen im Lichte
der Erhebung iiber die Produktion.

Der fiinfte Band des Berichtes iiber die vom In-
ternationalen Arbeitsamt unter der Leitung von Prof.
Edgar Milhaud unternommene Erhebung iiber die Pro-
duktion ist soeben erschienen.

An die Schilderungen der wirtschaftlichen Ver-
hiltnisse der Kriegsjahre mit all ihren Entbehrungen,
schliesst der Bericht Ausfithrungen an iiber die zuneh-
mende Bedeutung der Arbeitsprobleme und.der Arbei-
terorganisationen fiir das offentliche Leben uad fdhrt
dann folgendermassen fort:

3. Die Tatsache, dass die Vélker zu einer Zeit, in
der ihre wesentlichen Interessen auf dem Spiele stan-
den, diese Krise der mangelnden Produktion dureh-
machten, hat den Arbeitsfragen den Charakter von
Fragen des offentlichen Interesses aufgedriickt, den
der erwiihnte amtliche Bericht der Vereinigten Staaten
so nachdriicklich betont. Unter den Anforderungen des
Krieges trat der Wert der Arbeit fiir das Leben der
Kollektivitit besonders hervor; ihre soziale Bedeutung
innerhalb des internationalen o6ffentlichen Rechts ist
im Teil XIII des Friedensvertrages bestitigt.

4. Der zunehmenden Wertschitzung der Arbeit ent-
spricht der wachsende Einfluss der Arbeiterorganisatio-
nen im gewerblichen und offentlichen Leben. So sind
sie am Getriebe der Internationalen Arbeitsorganisa-
tion von Rechts wegen beteiligt. Sie nehmen im 6ifent-
lichen Leben zahlreicher Lander eine #hnliche Stellung
ein. Die parititische Formel fand immer weitere Ver-
breitung, der Kollektivvertrag ist in steigendem Um-
fange zur normalen Form der Bestimmung der Arbeits-
bedingungen geworden. Die Bedeutung des Einflusses
der Arbeiterbewegung kommt ferner zum Ausdruck in
der Organisation der Arbeitslosenversicherung, in der
Schaffung von Einrichtungen fiir Vermittlungs- und

*Schlichtungswesen zur Verhiitung und Beilegung von

Konflikten und in der Kontrolle iiber die Anwendung
von Lohnsystemen auf Grund der Leistung. Gerade in
bezug auf das letztgenannte, mit der Vergrisserung der
an die Arbeiter gestellten Anforderungen eng zusam-
menhiingende Problem, liess sich erkennen, dass die
Fortschritte in der Organisation der Arbeiter durch die -
Verbreitung der Methoden des Kollektivvertrages viele
Widerstéinde iiberwunden hat.

Die Schlussfolgerungen bieten einen Ausblick auf
die starke Bewegung zugunsten einer wirtschaftlichen
Weltorganisation. Wir fiihren hier den Bericht selbst

: Zweifellos ist es eines der charakteristischen Zei-
chen unserer Zeit der verschiedensten schweren Kri-
sen, das Entstehen und die Verbreitung weitumfassen-
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der Pline begiinstigt zu haben, dazu bestimmt, die so-
zialen Verh#ltnisse zu ordnen und zu verbessern.

Die Bekimpfung der Arbeitslosenkrise steht hier
an erster Stelle. Wir haben die mannigfachen, in die-
ser Beziehung vorgebrachten Anschauungen zergliedert
und die verschiedenen Methoden erldutert: ri_itionelle
Regelung der Vergebung von offentlichen Arbeiten, 6'f-
fentliche Kontrolle von Bankkrediten, Zusammenar'befc
der Zentralbanken verschiedener Linder (einstimmiger
Wunsch der Konferenz von Genua), Verwertung der
gewerblichen, nationalen und internatmqalen Ueber-
einkommen, der Landwirtschaftsrite, Errichtung und
Forderung von internationalen Wirtschaftskorpern im
Hinblick auf die Ordnung der wirtschaftlichen Titig-
keit der verschiedenen Lénder usw.

Ein vielfach erértertes Pi1 .lem bilden ferner die
Handelsbeziehungen der verschiedenen Staaten unter-
einander. Die allgemeine Wirtschaftskrise und die Um-
willzungen auf dem Gebiete der Valuten haben iiberall
starke Stromungen zugunsten des Schutzzollsystems
hervorgerufen, Zu den schutzzollnerischen Tendenzen
gesellen sich in Europa noch die Grenzverschiebungen
infolge der Friedensvertrige. Hierdurch wird die ra-
tionelle - Produktion und der Absatz der Waren unter-
bunden. Das bedeutet namentlich fiir Europa einen
starken wirtschaftlichen Riickschlag, der um so bedroh-
licher ist, als die europdische Wirtschaft bereits von
der Wirtschaft, namentlich der Vereinigten Staaten,
weit iiberfliigelt wurde.

Die dritte Bewegung gehort in das Gebiet der So-
zialpolitik. Der auf die Spitze getriebene Kampf um die
Verteidigung ihrer wirtschaftlichen Interessen zwischen
verschiedenen Staaten, schafft ohne Zweifel politische
und wirtschaftliche Verh#ltnisse, die nicht geeignet
sind, Massnahmen zugunsten der internationalen Soli-
daritdt auf dem Gebiet der Arbeitsprobleme zu foérdern.
Der Fortschritt der Sozialgesetzgebung wird in vielen
Lindern durch den scharfen Konkurrenzkampf und die
stindigen Bemiihungen zur Herabdriickung der Pro-
duktionskosten gehemmt. Auch hierfiir ist die Losung
auf dem Gebiete der internationalen wirtschaftlichen
Zusammenarbeit zu suchen.

Schliesslich ist auch als ein starker Hebel fiir die
Entwicklung im oben ausgefiihrten Sinne die Wand-
lung der offentlichen Meinung zu gunsten des Frie-
dens zu erwihnen. Von vielen Seiten wurde darauf hin-
gewiesen, dass die wirtschaftlichen Gegensitze: zwischen
den Staaten neue Kriegsgefahren in sich bergen. Es
wurde gezeigt, dass die verschiedenen Formen der Ab-
riistung voneinander abhiéngen und dass weder eine mi-
litdrische noch eine moralische Abriistung moglich sei,
solange die Interessengegensitze auf wirtschaftlichem
Gebiete zur Steigerung der Riistungen dréngen.

s2
Die Tagung der englischen Arbeiterpartei.

L. B. Es scheint auf den ersten Blick paradox,
dags die englische Arbeiterpartei, die sich zum grossten
Teil aus den gleichen Gewerkschaften, die auch dem
Trades Union Congress angehdren, zusammensetzt, an
ihrer jéhrlichen Tagung mit erdriickender Mehrheit
den Ausschluss der Kommunisten, die am Gewerk-
schaftskongress einen so auffilligen Sieg zu verzeich-
nen glaubten, entschieden hat. Es ist-dies aber nur eine
Bestitigung der Tatsache, auf die schon bei Anlass des
Gewerkschaftskongresses hingewiesen wurde, dass die
Bewegung fiir direkte Aktion unter den Gewerkschaf-
ten keineswegs mit Kommunismus identisech ist, Der
Kongress, dessen Resolutionen weniger praktische Be-
deutung zukommt als denen der Arbeiterpartei, da

diese ihre Theorie im Parlament praktisch vertreten
muss, liess sich unter dem Einfluss radikaler Fiihrer
ziemlich weitgehend auf die Anregungen der Kommu-
nisten ein. Dies hat die Kommunisten verleitet, an der
politischen Konferenz ihren Bogen zu iiberspannen,
und damit die ganze Versammlung zu einer einheit-
lichen Front geradezu vernichtender Ablehnung zusam-
menzuschliessen; einer Front, die iiber gewisse Unzu-
friedenheiten und eine durchaus vorhandene Linksstro-
mung hinwegtduschte und der Konferenz einen
Schwung gab, der, geschickt ausgeniitzt durch die po-
litischen Fiihrer, noch ausreichte, den iibrigen ziemlich
lauen Antrigen der Exekutive eine warme, fiir Mac
Donald personlich sogar begeisterte Zustimmung zu
sichern.

Man muss die Zusammensetzung der englischen Ar-
beiterpartei kennen, um zu verstehen, wie schwierig es
ist, die Kommunisten ganz aus der Partei auszuschlies-
sen. Die Partei ist nicht auf persénliche Mitglieder-
schaft aufgebaut, sondern setzt sich aus den verschie-
densten Parteien, Gesellschaften und andern Organi-
sationen, vor allem aus den Gewerkschaften, zusammen.
Auch die lokalen Arbeiterparteien, die sich dhnlich auf-
bauen, gehoéren ihr an; daneben ist seit 1918 mittels
der lokalen Parteien personliche Mitgliedschaft még-
lich geworden. Voraussetzung fiir die Zugehorigkeit
ist nur, dass die betreffende Organisation sich zu den
allgemeinen Grundsidtzen der Arbeiterpartei bekennt.
So kommt es, dass ihr die verschiedensten Richtungen,
von den staatssozialistischen aus intellektuellen Krei-
sen sich rekrutierenden Fabiern bis zu Gewerkschaften,
die schon fast als liberal bezeichnet werden miissen,
angehoren. Unter Hinweis auf diesen Aufbau verlangt
nun die Kommunistische Partei ebenfalls in die Par-
tei aufgenommen zu werden, und versucht seit vier
Jahren dieses Ziel zu erreichen. Man hat sie mit der
Begriindung zuriickgewiesen, dass ihre Grundsitze,
vornehmlich der des Klassenkampfes im Sinne wirk-
lichen Kampfes und einer schliesslichen Diktatur, die
dem Prinzip demokratischer Kontrolle, das die Arbei-
terpartei vertrete, direkt zuwiderlaufe, mit den Zielen
der Partei unvereinbar seien. Es gelang aber nicht,
die Kommunisten vollstindig auszuschliessen, da sie
als Mitglieder lokaler Arbeiterparteien und als Dele-
gierte und Angehoérige der angeschlossenen Gewerk-
schaften in die Partei einzudringen vermochten. Dem

- hat nun die Exekutive durch zwei verschiedene Reso-

lutionen abzuhelfen versucht: Kein,A Mitglied der Kom-
munistischen Partei darf als Mitglied einer lokalen
Arbeiterpartei aufgenommen werden oder Mitglied
bleiben, wenn es schon aufgenommen wurde. Die Exe-
kutive empfiehlt ferner den angeschlossenen Gewerk-
schaften, sich an die Auffassung der Konferenz in be-
zug auf die Kommunisten zu halten und keine Kommu-
nisten als Delegierte an lokale oder nationale Tagun-
gen der Arbeiterpartei zu wihlen. Beide Resolutionen
wurden mit iiberwiltigender Mehrheit angenommen.

Die Schwierigkeit liegt aber bei der zweiten Mog-
lichkeit,” und die Kommunisten erklirten denn auch
herausfordernd, dass « keine Barriere stark genug sei,
die Kommunisten der Arbeiterpartei fernzuhalten, wie
nun einmal ihr Aufbau sei; auf dem einen oder andern
Wege wiirden sie hineinkommen.» Die Gewerkschaften '
konnen ihre Mitgliedschaft nicht von der politischen
Ueberzeugung abhingig machen, da ihr primédrer
Zweck industriell ist, sie miissen aber auch ihren Mit-
gliedern die Freiheit lassen, ihre Delegierten auch an
politische Konferenzen nach ihrem Gutdiinken zu wiih-
len; es wird daher ganz auf die Einstellung der gros-
sen Masse der organisierten Arbeiter ankommen, ob
die Empfehlung der Exekutive ausgefiihrt wird oder
nicht. Aber dieser Moglichkeit ist keine allzu 'grosse



	Die Arbeiterorganisationen im Lichte der Erhebung über die Produktion

